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Begegnungszone
in der Bergstrasse
Hochwacht Die Stadt Luzern
will auf derBergstrasse eineBe-
gegnungszone einrichten, wie
siemitteilt. In solchenZonengilt
Tempo 20 und Fussgänger ge-
niessen Vortritt. Die vorgesehe-
ne Zone umfasst den Abschnitt
vonderBergstrasse 19bis27,die
Obere Bergstrasse und den Ab-
schnitt von der Fluhhöhe 9 bis
15. Umgesetzt werden soll die
Massnahme imSommer, sofern
es zukeinenVerzögerungenwe-
genBeschwerden kommt.

Rund 80 Bewohnerinnen
und Bewohner sowie der Quar-
tierverein Hochwacht hätten
sich in einer Petition für die Be-
gegnungszone ausgesprochen,
teilt die Stadt mit. Man habe
deshalb ein Verkehrsgutachten
in Auftrag gegeben, das zum
Schluss komme, dass sich der
genannte Bereich für eine Be-
gegnungszone eignet. Die Ver-
kehrssicherheit werde erhöht
und die Aufenthaltsqualität
deutlich gesteigert.

Als bauliche Massnahmen
plant die Stadt mobile Gestal-
tungselemente wie Sitzbänke
undPflanzentrögesowieBoden-
markierungen.DiePläne liegen
vom 23.März bis 21. April beim
Tiefbauamt auf. (std)

Tourismus auf dem Prüfstand
Soll die Stadt weiter Luzern Tourismus subventionieren?Dabei dürfe es keine Tabus geben, findenGrossstadträte.

Robert Knobel

Wer heute durch die Luzerner
Innenstadt läuft, kann sich
kaumvorstellen, dass sich noch
vor wenigenWochen jeden Tag
TausendevonTouristen auf der
Kapellbrücke tummelten, wäh-
rend Reisecars im Minutentakt
asiatische Gruppen am Schwa-
nenplatz ausluden. Von «Over-
tourism»wardieRede –undvon
der Frage, wie viele Touristen
Luzern eigentlich verträgt.

Tempi passati – 2020 wird
wohl als schlechtestes Touris-
musjahr seit Jahrzehnten in die
Geschichte eingehen. 2020 ist
auch das Jahr, in dem die Leis-
tungsvereinbarungzwischender
Stadt Luzern und der Luzern
TourismusAGausläuft. 550000
FrankenzahltedieStadt jährlich
an die Marketingorganisation.
Diese Zusammenarbeit wird
nunumzwei Jahre bis 2022 ver-
längert.DasStadtparlamenthat
einen entsprechenden Kredit
bewilligt. Es tat dies aber vor al-
lem,umetwasZeit zugewinnen
fürdieErarbeitungeinerumfas-
sendenTourismusstrategie.Der
Prozessdazuwurdekürzlichge-
startet –unter anderemsoll eine
BevölkerungsumfragezumThe-
ma Tourismus durchgeführt
werden.

SPgegenTouristen
ausÜbersee
Für die meisten Grossstadträte
ist klar, dass dieTourismusstra-
tegie grosse Auswirkungen auf
die künftige Zusammenarbeit
der Stadtmit derLuzernTouris-
mus AG haben wird. «Ist es
sinnvoll, Luzern an Orten zu
vermarkten, von denen die
Stadt nur per Flugzeug erreich-

bar ist?», fragte etwa Simon
Roth (SP). Die Bearbeitung von
weit entfernten Tourismus-
märkten sei«nicht subventions-
würdig». Als Konsequenz dar-
aus müsse man klären, ob es
überhaupt noch Subventionen
beziehungsweise eine Leis-
tungsvereinbarung mit Luzern
Tourismusbrauche.AuchStadt-
rat Martin Merki (FDP) sagte,
dass diese Grundsatzfrage Teil
der «grossen Diskussion» sei,
die man im Hinblick auf die
künftige Zusammenarbeit mit

der Tourismusorganisation ab
2022 führenmüsse.

Eine Lanze für Luzern Tou-
rismus brach Jules Gut (GLP):
«Luzern ist eineWeltmarke,und
das haben wir nicht zuletzt der
grossartigen Arbeit von Luzern
Tourismuszuverdanken.»Aber
auch er räumt ein, dass die Leu-
te dem Tourismus zunehmend
kritisch gegenüberstehen. Für
ihn ist deshalb klar, dass die
nächste Leistungsvereinbarung
mitLuzernTourismusdieAnlie-
genderBevölkerungstärkermit-

einbeziehenmuss. Ihmschwebt
«eine Art Gesellschaftsvertrag
odereineTourismuscharta»vor.
Auf dieser Basis könne ein Leis-
tungsvertrag mit wirtschaftli-
chen Zielen aufgebaut werden.
Auch fürChristianHochstrasser
(Grüne)mussLuzernTourismus
stärkerTeildesöffentlichenDis-
kurses werden – wobei er an-
erkennt, dass es diesbezüglich
deutliche Fortschritte gegeben
habe. «Sie machen es nicht
schlecht», so Hochstrasser an
dieAdressederTourismusorga-

nisation. Allerdings findet auch
er,dassdie staatlicheFörderung
desTourismusgrundsätzlichdis-
kutabel sei.

Sonja Döbeli (FDP) fordert
derweil denStadtratdazuauf, in
Sachen Tourismus stärker in-
haltlich Stellung zu nehmen.
Beim nächsten Reporting über
die Leistungsvereinbarung mit
LuzernTourismus erwarteman
eine «umfassende Analyse und
nicht einfach ein unkommen-
tiertesWiedergebenvonZahlen
undErgebnissen».

Ein Bild, das aktuell eher Seltenheitswert hat: Touristen aus Fernost auf der Kapellbrücke. Bild: Manuela Jans-Koch (Luzern, 7. Februar 2020)

GLP verlangt
«Airbnb-Lizenz»
Tourismus Wer inder Stadt Lu-
zern Wohnungen oder Zimmer
an Touristen vermietet, soll
künftig eine Lizenz erwerben
müssen. Das fordert die GLP in
einem Postulat, das sie gestern
im Stadtparlament eingereicht
hat. Das hätte insbesondere für
Anbieter vonAirbnb-Angeboten
Konsequenzen: Siemüssten sich
zwingendbeiderStadt registrie-
renundeineVermietungslizenz
beantragen. Diese soll mindes-
tens 500 Franken pro Jahr kos-
ten und für maximal fünf Jahre
gültig sein.DieVermieterwären
verpflichtet, ihre Lizenz-Num-
mer an derWohnungstür anzu-
bringen. Zudem soll die Liste
der einzelnenVermieter bei der
Stadt öffentlich einsehbar sein.

MitderRegistrierungspflicht
will dieGLPdieboomendenPri-
vatangebote in geordnete Bah-
nen lenken. Geht es nach der
Partei, soll die Registrierungs-
pflicht ab 2022gelten. Eine ein-
zelne Lizenz könnte für maxi-
mal zehn Betten ausgegeben
werden. Und juristische Perso-
nen sollen keine Lizenz erwer-
ben dürfen. Wer gegen die Li-
zenzpflicht verstösst, soll mit
drastischen Bussen rechnen
müssen, fordert dieGLP. (rk)

Kanton soll
nachrechnen
Verkehrszahlen DerKantonLu-
zern hat bei der Planung der
Spange Nord (von der inzwi-
schen nur noch die Reussport-
brückeübrigbleibt)mit veralte-
ten Verkehrszahlen gerechnet –
sodasFazit einer Studie, die von
der IG«ReussportNein» inAuf-
traggegebenwurde (wir berich-
teten). Stadtparlamentarier von
SP, Grünen und GLP wollen,
dass die Stadt die Schlussfolge-
rungen aus der Studie selber
untersucht und mit den Zahlen
des Kantons vergleicht.

Der Stadtrat lehnt einen sol-
chen Alleingang ab – und die
Mehrheit des Parlaments folgte
ihm dabei. Der Stadtrat argu-
mentiert, dassderKantonohne-
hin ein neues Gesamtverkehrs-
modell erarbeite. In diesem
RahmenwerdeauchdieBerech-
nungsgrundlage für Verkehrs-
zahlenaktualisiert.DasZiel sei,
eindynamischesModell fürVer-
kehrsprognosen zu erhalten,
sagte Umwelt- und Mobilitäts-
direktor Adrian Borgula (Grü-
ne).DieheutigenModelle seien
zu statischundnicht inderLage,
kurzfristige Entwicklungen zu
berücksichtigen. (rk)

Grünes Licht für
Bushub Littau
Verkehr DasLuzernerStadtpar-
lament hat gestern den Kredit
von 4,3 Millionen Franken für
die Umgestaltung des Littauer
Bahnhofplatzes bewilligt. Kern
des Projekts ist ein neuer Bus-
hof, der das Umsteigen auf den
Zug erleichtern soll. Effektiv
mussdieStadtnur0,8Millionen
selberbezahlen.DenRest über-
nehmenderBundviaAgglome-
rationsprogramm sowie der
Kanton Luzern. (rk)

Spender von Wahlkampagnen
sollen nicht anonym bleiben
Parlament Wie viel zahlen die
Parteien und Kandidaten für
ihren Wahlkampf? Und woher
stammtdasGeld?Erst vorweni-
genTagenhabendieStadtluzer-
ner Parteien freiwillig ihreBud-
gets für die Wahlen vom
29.Märzoffengelegt (wirberich-
teten). Künftig sollen sie sogar
zur Transparenz verpflichtet
sein. Das Luzerner Stadtparla-
ment hat eine entsprechende
Forderung von SP, Grünen und
GLP als Postulat überwiesen.

Allerdings gibt es noch eine
Hürde zu überwinden:Die kan-
tonale Gesetzgebung erlaubt
zurzeit keinekommunalenSon-
derregelungen inSachenPartei-
finanzierung. Der Stadtrat wird
sich nun aber beim Kanton Lu-
zern dafür einsetzen, dass die
gesetzlichen Grundlagen dafür
geschaffenwerden.

«SchwarzeParteikassen»
imAusland
Wie eine städtische Transpa-
renz-Regelung imDetail ausse-
hen könnte, ist offen. Die Vor-
stellungenderParteiengehen in
dieserFrageauseinander.Clau-
dio Soldati (SP)hat insbesonde-
re die privaten Komitees im Vi-

sier, die unabhängig von den
Parteien imWahlkampfmitmi-
schen – teilsmit viel Geld.

Auch Irina Studhalter (Grü-
ne)findetwichtigzuwissen,wel-
che Geldgeber die Parteien und
Kandidaten unterstützen. Die
heutige Intransparenz «fördert
dasMisstrauen indiePolitikund
öffnet Tür und Tor für Korrup-
tion». Transparente Politikfi-
nanzierungsei auch inNachbar-
ländernselbstverständlich.Dem
widerspricht Fabian Reinhard
(FDP) mit Verweis auf die «be-
rüchtigtenschwarzenParteikas-
sen in anderen Ländern».

Selbstdeklarationoder
Treuhand-Prüfung
Marcel Lingg (SVP) betont, an-
onymesSpendenmüsseweiter-
hinmöglichbleiben, zumindest
bei kleineren Beträgen. Mirjam
Fries (CVP) mahnt derweil, der
Aufwand für eine Transpa-
renz-Regelung dürfe nicht zu
hoch sein. Die im Postulat er-
wähnte Idee, die Parteien und
Komitees sollten ihreGeldflüsse
von einemTreuhandbüro über-
prüfen lassen, gehe wohl zu
weit, so Fries. Eine Selbstdekla-
ration genüge. (rk)

Parlament lehnt Rauchverbot
auf Spielplätzen ab
Stadt Luzern DerWunsch kam
ursprünglich vom Kinderparla-
ment der Stadt Luzern: EinVer-
bot, auf öffentlichen Spielplät-
zen zu rauchen.DieCVPbrach-
te das Anliegen per Postulat ins
Stadtparlament. Dieses ent-
schied nach einer langen und
angeregtenDiskussion,denVor-
stoss abzulehnen. Die Pro- und
Kontra-Argumente gingen quer
durch die politischen Lager.

Einigkeit herrschte in der
Feststellung, dass dasWegwer-
fenvonZigarettenstummelnauf
SpielplätzeneinNo-Go ist.Doch
dies ist schonverbotenundwird
über das Littering-Gesetz ge-
ahndet. Das Problem sei, dass
die Busse dafürmit 40Franken
zu tief sei und zu selten ausge-
sprochen werde, fand etwa Oli-
ver Heeb (SVP). Er würde eine
massive Erhöhung der Bussen
begrüssen – etwa auf 300 Fran-
kenwie imKantonAargau.

«Elternhaben
eineVorbildfunktion»
ObauchdasRauchenselberver-
boten werden soll, wurde kont-
roversdiskutiert. FürAgnesKel-
ler (CVP) ist klar, dass Raucher
auf Spielplätzen nichts verloren

haben. «Es gibt Eltern, die viel-
leichtnicht inderWohnung rau-
chen, dies aber draussen auf
demSpielplatznachholen.Doch
ElternhabenaucheineVorbild-
funktion.»

«Den Kindern stinkt’s»,
fand auch Sandra Felder (FDP).
Martin Abele (Grüne) hingegen
wehrte sich gegen eine «Über-
reglementierung des öffentli-
chen Raums». Parteikollege
ChristianHochstrasser fandex-
plizit: «Es ist überhaupt kein
Problem, auf einem Spielplatz
zu rauchen.»

Stadtratplädiert fürmehr
Eigenverantwortung
DieSPgabzudemzubedenken,
dassvieleSpielplätzeTeil vonöf-
fentlichen Grünanlagen sind,
auf denen Erwachsene selbst-
verständlich rauchen dürfen.
Die Abgrenzung, wo der Spiel-
platz beginnt, sei oft unklar –
beispielsweise imVögeligärtli.

Nicht nur das Parlament,
auch der Stadtrat lehnt ein
Rauchverbot auf Spielplätzen
ab. Stadtrat Adrian Borgula
(Grüne) plädierte für «weniger
VerboteundmehrEigenverant-
wortung». (rk)


